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10 26/85 ZB
Peter Sager

Marschall Tschebrikow
und
der «Grosse Oktober»

Die Reden, die jeweils am Jahrestag der
Oktoberrevolution am 7. November (wegen des

: 1923 erfolgten Übergangs vom Julianischen
zum Gregorianischen Kalender) gehalten werden,

enthalten wichtige Richtlinien, die in der
Regel von einem der jüngsten Vollmitglieder
des Politbüros vorzutragen sind. Am 68. Jahrestag

war 1985 Marschall Viktor Tschebrikow an
der Reihe, seit Dezember 1983 im Politbüro
(seit April 1985 als Vollmitglied) und seit
Dezember 1982 Chef des KGB.

Vorweg stellte der Marschall fest: «Die
Oktober-Revolution ist eine Revolution der sozialen

Gerechtigkeit. Sie verkörpert die innersten
Anliegen der Arbeitenden und ihren Wunsch nach
Freiheit, Gleichheit und Glück.»

Diese Umschreibung entspricht dem Urteil, das
ausländische Sympathisanten über die Okto-
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ber-Revolution fällten, und der Hoffnung, welche

die Revolutionäre vor der Machtübernahme

hatten. Tschebrikow begann sein Referat

mit dem Satz: «Genossen! Vor 68 Jahren

gelang dem russischen Proletariat in Verbindung

mit den ärmsten Bauern und unter der

Führung der Leninistischen Partei der erfolgreiche

Durchbruch in die Zukunft.» In was
bestand und besteht diese Führerschaft?

Am 31. Juli 1919 sagte Lenin in einer Rede auf
dem 1. Gesamtrussischen Kongress der Mitarbeiter

des Bildungswesens und der sozialistischen

Kultur: «Wenn man uns die Diktatur
einer Partei zum Vorwurf macht und uns, wie Sie

gehört haben, die sozialistische Einheitsfront
vorschlägt, so sagen wir: <Jawohl, Diktatur
einer Partei !> Dabei bleiben wir, und diesen
Boden können wir nicht verlassen, weil das die
Partei ist, die sich im Laufe von Jahrzehnten
die Stellung als Avantgarde des gesamten
Industrieproletariats erobert hat» (Lenin, Gesammelte

Werke, Bd. 29, S. 527).

Aus vielen Feststellungen Lenins kann indirekt
auf Vorwürfe geschlossen werden, denen er
sich zu erwehren hatte.

In einer Ansprache «Über den Volksbetrug mit
den Losungen Freiheit und Gleichheit» stellte
Lenin am 19. Mai 1919 fest: Wir werden «uns
durch so schön klingende Losungen wie Freiheit,

Gleichheit und Mehrheitswillen nicht
irreführen lassen» (Lenin, 29, 339). Solche
Bemerkungen widerlegt Tschebrikows rosige Darstellung

der Oktober-Revolution nicht, zumal er
weiter in seinem Text «die grundlegenden
Aufgaben der Sowjetgesellschaft» als die Mittel
und Möglichkeiten definiert, «die führende
Rolle der Partei zu verstärken und das

programmatische Ziel des Kommunismus zu
verwirklichen».

Lenin kam früh zur Einsicht, dass er seine
Ideale von Gleichheit aufgeben musste, und er
war von beissender Ironie jenen gegenüber, die
sich der Doktrin verpflichtet fühlten. In seiner
Schrift «Über <linke> Kinderei und über
Kleinbürgerlichkeit» schrieb Lenin im Mai 1918:

«Die Sowjetmacht erteilt den Kapitalisten die
< Leitung) nicht als Kapitalisten, sondern als

technischen oder organisatorischen Fachleuten

gegen hohe Bezahlung... denn andere Leute,
die diese Sache aus der Praxis kennen, gibt es

nicht» (Lenin, 27, 342).

Auch in der Arbeiterklasse selbst konnte die
Gleichheit keineswegs gesichert werden. Am
9. Mai veröffentlichte Lenin die einige Tage
zuvor verfassten «Thesen über die nächsten
Aufgaben der Sowjetmacht» mit der Ankündigung:

«Auf die Tagesordnung treten insbesondere

Massnahmen zur Hebung der
Arbeitsdisziplin und der Arbeitsproduktivität. Die
Schritte, die in dieser Richtung bereits getan
worden sind, besonders von den Gewerkschaften,

müssten mit allen Kräften unterstützt,
untermauert und verstärkt werden. Dazu gehört
beispielsweise die Einführung des Stücklohns

die Abstimmung des Verdienstes mit
den gesamten Arbeitsergebnissen der
Fabrik die Organisierung des Wettbewerbes»

(Lenin, 27, 308).

Dieser Linie ist die sowjetische Politik bis heute

gefolgt. Tschebrikow verlangte in seiner Rede
ausdrücklich:

«Die Partei zählt besonders auf die Arbeiterklasse

und die Kollektivbauernschaft, dass

diese alles unternehmen, um die Arbeitsproduktivität

zu erhöhen. Der Entwurf zum neuen
Parteiprogramm, am 26. Oktober veröffentlicht,

verlangt eine Erhöhung der Arbeitsproduktivität

um 130 bis 150% über die nächsten
15 Jahre und warnt vor Vorstellungen der
Gleichheit mit folgenden Worten: «Die Ziele
einer wirksamen Verteilung des Sozialprodukts
und Nationaleinkommens sowie der Absicherung,

dass die Verteilung arbeitsloses Einkommen

und Lohngleichmacherei verhindert -
alles im Gegensatz zu den Normen und Grundsätzen

einer sozialistischen Gesellschaft
stehend -, werden konsequent verfolgt.»

In den am 9. November veröffentlichten
«Grundrichtungen der wirtschaftlichen und
sozialen Entwicklung der UdSSR 1968 bis 1990

und für die Periode bis zum Jahre 2000» wird
in Abschnitt X verlangt: «Die Wirksamkeit des
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Lohnsystems muss erhöht werden; es muss eine

engere Verbindung zwischen dem Lohn des
Arbeiters und seiner Leistung hergestellt werden;
Elemente der Lohngleichmacherei müssen
ausgemerzt werden; die materielle und moralische
Verantwortlichkeit für Unzulänglichkeiten in
der Arbeit muss verstärkt werden.» (Zu
Parteiprogramm, Statut und Grundrichtungen siehe
ZB 24 vom 27.11.85, S. 6 ff.).

In der bereits zitierten Schrift «Über die <linke>

Kinderei» schreibt Lenin zur Frage der
wirtschaftlichen Konzentration: «Sozialismus ist
undenkbar ohne grosskapitalistische Technik,
die nach dem letzten Wort modernster Wissenschaft

aufgebaut ist, ohne planmässige staatliche

Organisation, die Dutzende Millionen
Menschen zur strengsten Einhaltung einer
einheitlichen Norm in der Erzeugung und Verteilung

der Produkte anhält. Davon haben wir
Marxisten stets gesprochen, und es lohnt nicht,
auch nur zwei Sekunden für ein Gespräch mit
Leuten zu verschwenden, die sogar das nicht
begriffen haben» (Lenin, 27, 332).

Erfahrungen haben die sowjetischen Führer
offenbar zu Leuten gewandelt, für die Lenin
keine zwei Sekunden verschwenden würde.

Trotz der theoretischen Vorzüge extremer
Zentralisierung als Inbegriff der Ordnung im
Gegensatz zum Chaos ist die heutige sowjetische
Haltung ambivalent, wenn nicht gar
widersprüchlich. Dazu Tschebrikow: «Partei und
Regierung werden den Grundsatz der zentralen
Verwaltung verstärken Gleichzeitig gebietet
das Leben, dass die finanzielle Autonomie
vertieft und die Rechte der Unternehmungen und
ihre Unabhängigkeit erweitert werden.» Bloss
zwei Linien liegen zwischen diesen zwei Zitaten.

Von erheblichem Interesse sind die Ausführungen

des KGB-Chefs über Recht und Gesetz:
«Wir wiederholen, dass Partei und Staat einen
unermüdlichen und kompromisslosen Kampf
führen werden gegen ein Verhalten, das mit
den sowjetischen Gesetzen unvereinbar ist. Es
versteht sich, dass der Kampf gegen Gesetzesbrecher

im Rahmen der sozialistischen Legalität

geführt werden muss.»

Tschebrikow führte einige der visierten Tatbestände

an: neben Veruntreuung, Bestechung
und Diebstahl auch andere Vergehen, die in
jedem Lande strafbar sind. Das ist jedoch nicht
das ganze Bild. Um die «sozialistische Legalität»

zu verstehen, muss man auf Lenin zurückgreifen.

Als Tschebrikow im April 1984 zum
Marschall ernannt wurde, stand in der offiziel¬

len Erklärung: «Diese Arbeit (das KGB) muss
auf dem zuverlässigen Fundament der leninistischen

Prinzipien und im Geiste der
hervorragenden Traditionen der Sicherheitsleute
geführt werden», das heisst der ursprünglichen
Tschekisten (die «Ausserordentliche Kommission»,

Tscheka, wurde in NKWD, später
MWD, schliesslich KGB umgetauft).

Im April 1921, nachdem der Notstand der
Revolution abgeschlossen war, schrieb Lenin:
«Die Gerichte sind bei uns Klassengerichte
gegen die Bourgeoisie» (Lenin, 32, 365). Seine

Haltung hat er im Mai 1922 in einem Brief an
den Volkskommissar für Justiz, D. I. Kurski,
präzisiert: «Das Gericht soll den Terror nicht
beseitigen sondern ihn prinzipiell klar, ohne
Falsch und ohne Scham begründen und gesetzlich

verankern. Die Formulierung muss so weit
gefasst sein als möglich» (Lenin, 33, 344).

Es gibt im Strafgesetzbuch der Russischen
Sozialistischen Föderativen Sowjet-Republik
(RSFSR) noch heute Delikte, die «so weit
gefasst sind als möglich». Ein Beispiel ist Art. 70,
Abs. 1 über die «antisowjetische Agitation und
Propaganda», die jederzeit gegen das angerufen

werden kann, was in jeder offenen Gesellschaft

freie Meinungsäusserung ist.

Die Praxis der «sozialistischen Legalität» kann
am Fall von Prof. Juri Orlow demonstriert werden,

dem Gründer der Moskauer Helsinki-
Gruppe zur Überwachung der Ausführung der
in der KSZE-Schlussakte von Helsinki am
1. August 1975 festgelegten Grundsätze. Er
wurde im Februar 1977 inhaftiert, im Mai 1978

zu sieben Jahren Gefängnis und anschliessend
fünf Jahren Deportation verurteilt. Dabei
wurde die gesetzliche Vorschrift missachtet,
dass eine Untersuchungshaft nicht länger als

neun Monate dauern darf. Der Oberste Sowjet
kann zwar in besonderen Fällen von der
Bestimmung abweichen, und darum enthält diese

gesetzliche Vorschrift keinen Schutz für den

Bürger. Sowohl vor als nach seiner Verurteilung

wurde Prof. Orlow einer Verleumdungskampagne

in den sowjetischen Medien ausgesetzt.

Seine Schuld wurde vor dem Urteil als

bewiesen angenommen, und er hatte keine
Möglichkeit zur Antwort oder zur Leistung
eines Gegenbeweises. Sein Verteidiger war kein
unabhängiger Jurist, der sich im Interesse seines

Klienten einsetzt.

Die Ausführungen Tschebrikows über die sowjetische

Aussen- und Sicherheitspolitik werden in
einer nächsten Nummer behandelt.
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